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Bezirksverban d Hamburg-Nord




Geschäftsordnung des Bezirksvorstandes Hamburg-Nord

beschlossen am: 16. Oktober 2018
1. Gültigkeit 

Der Bezirksvorstand (Bevo) der LINKEN, Bezirksverband Hamburg-Nord gibt sich folgende Geschäftsordnung, um seine Arbeit im Rahmen von Landes- und Bundessatzung und Bundes- und Landesfinanzordnung zu organisieren. 
2. Einberufung, Einladung und Tagungsrhythmus 

(1) Der Bevo tagt in der Regel einmal im Monat, in der Regel von 18:00 Uhr - 20:00 an einem Werktag. 

(2) Er beruft sich selbst ein. Für die elektronische Einladung und den Versand der Tagungsunterlagen (Tagesordnungsvorschlag, Protokoll der vorhergehenden Sitzung, Beschlussvorlagen) ist der Bevo zuständig. Es gilt eine Einberufungsfrist von mindestens 3 Tagen. Die Unterlagen werden 3 Tage, bevor die Bezirksvorstandssitzung stattfindet, verschickt. Die Einladung ist den Mitgliedern des Bevo zuzustellen und den Stadtteilgruppen bekannt zu machen, sowie den Mitgliedern per E-Mail zuzusenden, soweit sie zu diesem Zwecke eine E-Mailadresse hinterlegt haben.
(3) Ebenso ist auf Verlangen von zwei oder mehr seiner Mitglieder eine Sitzung des Bevo einzuberufen. In diesem Fall sind diese Mitglieder zuständig für die Einladung gemäß Absatz 2. 

3. Beschlussfähigkeit

Der Bevo ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. Beschlussunfähigkeit wird auf Antrag festgestellt. 
4. Aufgabenaufteilung 

Der Bezirksvorstand nimmt eine Aufgabenaufteilung vor und bestimmt für Teilaufgaben Verantwortliche aus seiner Mitte. Der Bezirksvorstand kann für Aufgabenbereiche weitere Genoss_Innen beauftragen. 
5. Sitzungsablauf 

(1) Sitzungen des Bevo sind grundsätzlich parteiöffentlich, können in begründeten Ausnahmefällen auf Antrag ganz oder teilweise als Klausursitzung bzw. geschlossene Sitzung tagen. 

(2) Die Sitzung wird in der Regel von einem Mitglied des Bevo geleitet, das auf der Sitzung bestimmt wird.
6. Beschluss- und Finanzanträge 

(1) Beschluss- und Finanzanträge bedürfen der Schriftform. Sie müssen 

3 Tage bevor der Bezirksvorstand tagt, bis 0:00 Uhr den anderen Mitgliedern des Bevo zugänglich gemacht worden sein (Mailverteiler), um zusammen mit der Einladung verschickt und auf der nächsten Sitzung behandelt zu werden. 

(2) Später eingegangene Anträge werden ggf. als Dringlichkeitsanträge behandelt. Über die Dringlichkeit entscheidet der Bezirksvorstand mit einfacher Mehrheit. 

(3) Finanzwirksame Anträge müssen vor dem Anfallen der Kosten beschlossen werden. 
(4) Anträge werden offen abgestimmt. Sie bedürfen der einfachen Mehrheit der Ja-gegenüber den Nein-Stimmen, um angenommen zu werden. Bei Stimmgleichheit ist der Antrag abgelehnt. 
7. Beschlüsse im Emailverfahren

(1) Der Bezirksvorstand kann eilbedürftige Beschlüsse im E-Mailverfahren fassen.

(2) Hierzu ist von der Antragstellerin / dem Antragsteller allen gewählten Mitgliedern Begründung und Beschlusstext per Mail zuzusenden. Dabei ist eine Rückmeldefrist von mindestens 48 Stunden vorzugeben.

(3) Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefasst. Fehlende Rückmeldung eines Mitglieds gilt als Enthaltung.

(4) Verlangt ein Vorstandsmitglied eine Diskussion der Angelegenheit auf einer Vorstandssitzung, so wird im E-Mailverfahren kein Beschluss gefasst.
8. Rede- und Antragsrecht 

(1) Rederecht auf Bezirksvorstandssitzungen haben Bezirksvorstandsmitglieder. Parteimitglieder können auf Antrag mit diesen Rechten versehen werden. 

(2) Mitglieder, Stadtteilgruppen, bezirkliche Arbeitsgruppen, die im Bezirk Nord aktiven Arbeitsgruppen des Jugendverbandes Linksjugend solid und die Bezirksfraktion können Anträge stellen.
(3) Im Rahmen der Tagesordnungspunkte beträgt die Redezeit höchstens 3 Minuten. Im Rahmen des Beschlusses über die Tagesordnung kann für Referate eine längere Redezeit festgelegt werden. Das Wort wird von der Sitzungsleitung mithilfe einer doppeltquotierten (Geschlecht und Erstredner*in vor Zweitredner*in) Redeliste erteilt. 
(4) Die Sitzungsleitung kann Gästen bei erheblicher Störung der Sitzung nach einmaliger Verwarnung das Rederecht entziehen. Im Wiederholungsfall kann sie die die Störerin / den Störer für die Dauer der Sitzung von der Teilnahme ausschließen. Bei Störungen am Rande von Sitzungen oder falls die Störerin / der Störer trotz Ausschlusses von der Teilnahme das Gebäude nicht verlassen sollte, kann die Sitzungsleitung oder ein anderes Mitglied des Bevo beantragen, der Störerin / dem Störer für bis zu drei weitere Bevo-Sitzungen das Recht auf Teilnahme zu entziehen. Die Mitglieder des Bevo entscheiden darüber mit einfacher Mehrheit. Gleiches gilt bei einer Verletzung von Mitgliederrechten gemäß § 4 Abs. 2 der Bundessatzung.

9. Anträge zur Geschäftsordnung und zur nachträglichen Änderung der Tagesordnung 

Anträge zur Geschäftsordnung und zur nachträglichen Änderung Tagesordnung sind außerhalb der laufenden Redeliste sofort nach Beendigung des laufenden Beitrages aufzurufen. Sie können nur von Mitgliedern des Bevo gestellt werden. Sie kommen nach Stellen des Antrages und einer Gegenrede sofort zur Abstimmung. Die maximale Redezeit für Antrag und Gegenrede beträgt jeweils 1 Minute. Erfolgt bei Anträgen zur Geschäftsordnung und zur nachträglichen Änderung der Tagesordnung keine Gegenrede, so gelten sie als angenommen. 
Anträge zur Geschäftsordnung sind: 

Antrag auf Nichtbefassung (darf nur vor Eröffnung der Debatte gestellt werden), Antrag auf Vertagung, Antrag auf Verlängerung der Redezeit, 

Antrag, Anfrage bzw. Hinweis zum Verfahren, Antrag auf Unterbrechung der Sitzung, 

Antrag auf Schluss der Redeliste, Antrag auf Schluss der Debatte 
10. Grundsätze zur Behandlung von Anträgen 

Änderungsanträge sind stets vor dem Hauptantrag zur Abstimmung zu stellen. Werden Änderungsanträge von der Hauptantragstellerin / dem Hauptantragsteller übernommen, entfällt die gesonderte Abstimmung. 

Weiter- oder weitestgehende Anträge zu einem Sachkomplex sind immer zuerst zur Abstimmung zu bringen. Das gilt für Anträge wie Änderungsanträge. 

Anträge, die den Sinn des Hauptantrages umkehren, stellen keine Änderungsanträge dar und sind insoweit als Änderungsanträge nicht zulässig. Sie sind nur vor der Beratung der Änderungsanträge alternativ abzustimmen (Grundlagenbildung). 

Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit der Anwesenden gefasst. Stimmengleichheit bedeutet Ablehnung. Stimmenthaltungen werden nicht mitgezählt.
11. Finanzen 

(1) Ausgaben des regelmäßigen Geschäftsbedarfs ergänzend zum Finanzplan bis zu 300,00 €/Monat entscheidet die Schatzmeisterin / der Schatzmeister in eigener Verantwortung.

(2) Ausgaben im Rahmen des Finanzplanes bis zu 500,00 €/Monat entscheidet die Schatzmeisterin / der Schatzmeister zusammen mit einem weiteren Vorstandsmitglied aus dem Kreis der in (3) benannten.

(3) Der Bezirksvorstand erteilt der Schatzmeisterin / dem Schatzmeister und zwei weiteren Bezirksvorstandsmitgliedern Einzelvollmacht für Bankkonten des Bezirksvorstandes.
Die weiteren Bezirksvorstandsmitglieder erklären im Innenverhältnis von der Vollmacht nur in dringenden Fällen bei Verhinderung der Schatzmeisterin / des Schatzmeisters Gebrauch zu machen.
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